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Das novellierte Pflanzenschutzgesetz 
The amended Plant Protection Act 
Von Gerhard Gündermann 
Zusammenfassung 
Es wird das novellierte Pflanzenschutzgesetz, das mit dem 1. Juli 
1998 in Kraft getreten ist, in seinen wesentlichen Änderungs-
bereichen dargestellt. Änderungen e1folgten insbesondere durch 
die Implementierung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 
15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit-
teln und durch nationalen Regelungsbedarf. Es werden die Neue-
rungen der hoheitlichen und administrativen Aufgaben der am 
Verfahren des Pflanzenschutzes beteiligten Behörden sowie der 
Anforderungen an denjenigen, der Pflanzenschutzmaßnahmen 
durchführt, dargestellt. 
Stichwörter: Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln, Genehmigungsverfahren, Listenverfahren, Wirkstoffprü-
fung, Mitwirkung, Indikation, gute fachliche Praxis, Übergangs-
vorschriften 
Abstract 
The main areas of revision of the amended Plant Protection Act 
which entered into force on 1 July, 1998 are described. 
Changes have taken place in particular through the implemen-
tation of Council Directive 91/414/EEC of 15 July, 1991 con-
cerning the placing of plant protection products on the market, 
and through the need for national regulatory action. The new as-
pects of the sovereign and administrative tasks of the authorities 
involved in the plant protection procedure, and those concerning 
the demands on those who carry out plant protection measures 
are presented. 
Key words: Evaluation and authorisation of plant protection 
products, approval procedure, listing procedure, evaluation of 
active substances, co-operation, minor use, good professional 
practice, transitional provisions 
Einleitung 
Das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutz-
gesetz - PflSchG) vom 15. September 1986 ist mit dem Ersten 
Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes vom 14. Mai 
1998 (BGB!. I S. 950) novelliert worden. Aufgrund des Artikels 
4 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
vom 14. Mai 1998 (BGB!. I S. 950) ist der Wortlaut des Pflan-
zenschutzgesetzes in der ab 1. Juli 1998 geltenden Fassung 
bekanntgemacht worden (BGB!. I S. 971) und mit Bekanntma-
chung vom 16. Juni 1998 (BGB!. I S. 1527) berichtigt worden. 
Das novellierte Pflanzenschutzgesetz leitet die gesetzliche Ära 
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der Harmonisierung des Pflanzenschutzrechtes auf der Ebene der 
Europäischen Union ein. Die Richtlinie 91/414/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln (RiL), veröffentlicht im ,i1.,mtsblatt der EG Nr. L 
230 S. l vom 19. August 1991 und den dazu verabschiedeten 10 
weiteren Änderungsrichtlinien ist damit umgesetzt. Die Struktur 
des Pflanzenschutzgesetzes blieb unangetastet, die Instrumenta-
rien sind jedoch ergänzt oder erweitert worden. Das Ziel, alle Le-
benssachverhalte des Pflanzenschutzes einschließlich der Pflan-
zenbeschau und Zertifizierung zu erfassen, kann nach wie vor 
nur durch weitere untergesetzliche Regelungen, nämlich wie der 
Pflanzenschutzmittelverordnung, der Pflanzenbeschauverord-
nung und der dazu ergangenen weiteren Bekämpfungsverord-
nungen etc., erreicht werden. Das Pflanzenschutzgesetz regelt 
Aufgaben des Bundes und dort insbesondere Aufoaben der Bio-
. 0 
logischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, Aufga-
?e~ der Bundesländer und unmittelbare Anforderungen an den-
Jemgen, der Pflanzenschutzmaßnahmen durchführen will und 
durchführt. Der Zweck des Pflanzenschutzgesetzes ist mit Aus-
nahme des Wegfalles des § 1 Nr. 3 PflSchG, Schäden durch den 
Bisam abzuwenden, unverändert geblieben. 
1 Die Legaldefinition in § 2 PflSchG 
Die Legaldefinitionen wurden hauptsächlich durch die Imple-
mentierung der Richtlinie ergänzt. Neu eingeführt wurden insbe-
sondere die Begriffe „Wirkstoff' (§ 2 Nr. 9a PflSchG), ,,Rück-
stände"(§ 2 Nr. 9b PflSchG), ,,Anwendungsgebiete"(§ 2 Nr. 13a 
PflS~hG) und „Mitgliedstaat" (§ 2 Nr. 14 PflSchG). Der Begriff 
„Freilandfläche" (§ 2 Nr. 15 PflSchG) legt gesetzlich den in der 
Rechtsprechungspraxis aufgekommenen Streit zu dem nicht dem 
Regelungsbereich des Pflanzenschutzgesetzes unterliegenden 
Flächen fest '). Die ergänzte bzw. geänderte Legaldefinition des 
Begriffes „Pflanzenschutzmittel" (§ 2 Nr. 9 PflSchG) und des 
Begriffes „Pflanzenstärkungsmittel" (§ 2 Nr. 10 PflSchG) war 
wegen des abschließenden harmonisierten Regelungsbereichs 
von Pflanzenschutzmitteln durch die Richtlinie (Art. 2 Nr. 1 der 
RiL) e1forderlich. Der in den Legaldefinitionen nicht auffindbare 
Begriff „Zusatzstoff' berücksichtigt, daß dieser durch das Pflan-
zenschutzgesetz geregelte Bereich abschließend durch § 3 lc 
PflSchG erfolgt. Weitere Regelungen waren durch die Bezug-
nahme auf den Verfahrensgang und Prüfumfang für Pflanzen-
stärkungsmittel nicht e1forderlich. 
') vgl. beispielhaft Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts vom 
13. Juni 1996 in Recht+ Steuern im Gas- und Wasserfach 1997, S. 1 ff. m. 
w.N.) 
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2 Die Aufgaben der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft 
Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) hat nach wie vor Hoheitsaufgaben wie auch Forschungs-
aufgaben, die sehr eng verknüpft mit den Hoheitsaufgaben sind. 
Die Forschungsaufgaben einschließlich der Informationspflicht 
der BBA sind zentral verankert in § 33 Abs. 2 Nr. 2 Pf!SchG und 
unverändert geblieben. Der hoheitliche Aufgabenbereich ist er-
weitert worden. Die Kompetenzerweiterungen lösen eine noch 
nicht in allen Details absehbare Forschungsbegleitung durch die 
BBA aus. Die Forschungsbegleitung ist insbesondere auch des-
halb notwendig, um bei den noch offenstehenden und noch nicht 
harmonisierten Regelungsbereichen sowie bei den angestrebten 
Änderungen der harmonisierten Bereiche die Interessen der Bun-
desrepublik nachhaltig und fachkompetent vertreten zu können. 
2. 1 Die Prüfung und Zulassung gemäß § 15 
Die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln war bis-
her zentral verankert in§ 15 Pf!SchG. §§ 15b und 15c PflSchG 
stellen Rechtsgrundlagen für die Prüfung und Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln zur Verfügung, die aufgrund der Wirk-
stoffprüfung durch die Europäische Union erforderlich gewor-
den sind. Die Interessen der Anwender an der zur Verfügungstel-
lung von Pflanzenschutzmitteln einerseits und die Interessen der 
Europäischen Union an einer Harmonisierung des Pflanzen-
schutzrechtes andererseits sind hierbei berücksichtigt. 
In§ 15 PflSchG sind wesentliche Änderungen implementiert, 
§ 15 Pf!SchG geht materiell davon aus, daß der Wirkstoff in An-
hang I der Richtlinie (Positivliste) aufgeführt ist(§ 15 Abs. l Nr. 
2 PflSchG). Weiterhin wird inhaltlich der Nachweis gefordert, 
daß das Pflanzenschutzmittel nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik keine nicht vertretbaren Auswirkungen auf den Hor-
monhaushalt von Mensch und Tier hat (§ 15 Abs. l Nr. 3e 
Pf!SchG). Dies ist ein Kriterium, welches ein nationales Anlie-
gen nochmals verstärkt verbalisiert. Der Begriff Tier ist nach der 
Definition der Richtlinie (Art. 2 Nr. 9 RiL) auf Tiere bezogen, die 
üblicherweise von Menschen gefüttert und gehalten oder ver-
zehrt werden. Diese einschränkende Begriffsdefinition dürfte je-
doch angesichts des breiten Prüffeldes in § 15 Abs. l Nr. 3e 
PflSchG „keine sonstigen nicht vertretbaren Auswirkungen" und 
der Heraushebung besonderer Prüfgebiete (Naturhaushalt etc.) 
nicht vertretbar sein. 
Die Mitwirkungsbereiche der Einvernehmensbehörden sind 
erweitert worden. Das Umweltbundesamt ist nunmehr Einver-
nehmensbehörde für den Bereich Naturhaushalt(§ 15 Abs. 3 Nr. 
2 PflSchG), und das Einvernehmen des Bundesinstituts für ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin wurde 
hinsichtlich der Vermeidung gesundheitlicher Schäden durch die 
Belastung des Bodens erweitert(§ 15 Abs. 3 Nr. 1 PflSchG). Die 
Einvernehmenserweiterung dient der Berücksichtigung der auch 
in diesen Bereichen gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnis-
sen der Behörden aufgrund anderer Entscheidungskompetenzen. 
Zur Prüfung des Vorliegens der materiellen Voraussetzungen 
von§ 15 Abs. 1 Nr. 2 und 3 PflSchG muß der Antragsteller u. a. 
Unterlagen vorlegen. Die Notwendigkeit und der Umfang der 
Unterlagen ergeben sich aus Anhang II und III der Richtlinie. Die 
Anhänge II und III der Richtlinie werden durch Bezugnahme auf 
die Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung durch die noch zu 
ändernde Pflanzenschutzmittelverordnung umgesetzt. Darüber 
hinausgehende Unterlagen können grundsätzlich nicht gefordert 
werden. Mit der Vorlage aller erforderlichen Unterlagen und An-
gaben ist die BBA verpflichtet, innerhalb von 12 Monaten über 
den Zulassungsantrag zu entscheiden(§ 15 Abs. 3 S. 2 PflSchG). 
Dieses Recht des Antragstellers bedingt jedoch vollständige An-
gaben und Unterlagen, denn wer schon nicht vollständige Anga-
ben macht oder nicht vollständige Unterlagen vorlegt, kann auch 
nicht die gesetzlich garantierte Verfahrensdauer von 12 Monaten 
in Anspruch nehmen. 
Innerhalb dieser 12-Monats-Frist prüft die BBA unter Beteili-
gung der Einvernehmensbehörden nach den sogenannten ein-
heitlichen Grundsätzen des Anhanges VI der Richtlinie. Anhang 
VI der Richtlinie wird ebenfalls durch Bezugnahme in der noch 
zu ändernden Pflanzenschutzmittelverordnung umgesetzt weJ-
den. Änderungen zu der bisherigen Prüfpraxis hat die BBA durch 
die Veröffentlichung in den Mitteilungen aus der BBA Berlin-
Dahlem, Heft Nr. 354, aufgezeigt2). 
Die Entscheidung der BBA nach außen (Verwaltungsakt) ent-
hält eine grundlegende Neuerung. Mit der bisherigen Zulassung 
wurde hauptsächlich über die Zulassung des Pflanzenschutzmit-
tels zum Verkehr entschieden (vgl. § 11 Abs. 1 S. l PflSchG al-
ter Fassung). Gemäß § 15 Abs. 2 Nr. 1 PflSchG wird nunmehr 
verbindlich das Anwendungsgebiet festgelegt, nur in diesem An-
wendungsgebiet dfüfen Pflanzenschutzmittel künftighin ange-
wendet werden(§ 6a Abs. l Nr. l PflSchG). Das Anwendungs-
gebiet ergibt sich aus Kultur und Schadorganismus. Darüber hin-
aus entscheidet die BBA auch über die Eignung des Pflanzen-
schutzmittels für die Anwendung im Haus- und Kleingartenbe-
reich(§ 15 Abs. 2 Nr. 3 PflSchG). Der Begriff ,,Eignung" ist ein 
unbestimmter Rechtsbegriff. Es handelt sich insoweit weder um 
eine gesellschaftliche oder gar politische Entscheidung, sondern 
um eine Rechtsanwendung mit administrativer Einschätzungs-
prärogative. Der unbestimmte Rechtsbegriff dürfte im Streitfall 
nur der Überprüfung auf willkürfreier Annahme und ausrei-
chende Ermittlung des Sachverhaltes durch die BBA unterliegen. 
Sinn und Zweck der Regelung erfordern, die Entscheidung der 
Zuordnung zu dem unbestimmten Rechtsbegriff der BBA zu 
überlassen. Bessere Erkenntnismöglichkeiten stünden im Streit-
fall auch dem Gericht nicht zur Verfügung3) . Der unbestimmte 
Rechtsbegriff, der schon aufgrund der im Gesetz aufgezählten 
Bewertungsbereiche (Eigenschaft des Wirkstoffs, D0sie1fähig-
keit etc.) insbesondere auf den Gesundheitsschutz abstellt, wird 
durch eine Verwaltungsvorschrift der BBA noch näher spezifi-
ziert werden. 
Mit dem Zulassungsbescheid kann die BBA Anwendungsbe-
stinmmngen, Auflagen oder sonstige Nebenbestimmungen ver-
knüpfen. Ein weiteres Instrument der Zulassung ist die Forde-
rung eines Nachzulassungsmonitorings gemäß § 15 Abs. 7 
PflSchG. Diese Auflage muß pflanzenschutzmittelbezogen sein 
und darf nicht nur der Information dienen. Das Nachzulassungs-
monitoring muß zur Schutzzweckerreichung des § l Nr. 4 geeig-
net sein. Inwieweit der Vorsorgegedanke dadurch eine Relativie-
rung e1fahren muß, bleibt abzuwarten. Entscheidend dürfte 
zunächst sein, wissenschaftlich begründet die Parameter für die 
Forderung eines Nachzulassungsmonitorings aufzustellen, um 
die administrativen Folgerungen hieraus ziehen zu können. 
2.2 Die Prüfung und Zulassung gemäß §§ 15b, 15c und 
16 Abs. 2 Pf/SchG 
§ 15b PflSchG hat als wesentliches Ziel, eine schrittweise Har-
monisierung auf der Ebene der Pflanzenschutzmittelzulassung 
zu erreichen. Unabdingbare Voraussetzung für§ 15b PflSchG ist 
die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels in einem Mitglied-
2) Datenanforderungen und Entscheidungskriterien der Europäischen Union 
und der Bundesrepublik Deutschland im Zulassungsverfahren für Pflanzen-
schutzmittel, Mitteilungen aus der BBA Berlin-Dahlem, 1998, Heft 354. 
3) vgl. aber andere Ansicht des BVerwG in BVerwGE 81, 12 ff. N. u. R. 1989, 
385 ff. zu dem dortigen Rechtsbegriff vertretbare/unvertretbare Auswirkun-
gen auf den Naturhaushalt. 
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staat nach Wirkstoffaufnahme in Anhang I der Richtlinie. Wei-
terhin müssen die Vergleichbarkeit der bedeutsamen Verhältnisse 
für die Anwendung des Mittels in Deutschland durch den An-
tragsteller nachgewiesen werden. Die Vergleichbarkeit knüpft an 
die zu schützenden Kulturpflanzen, an die Gesundheit, den 
Grundwasserschutz sowie den Schutz des Naturhaushaltes an. 
Der Nachweis durch Unterlagen wird im Umfang geringer sein 
als der Nachweis bei dem Verfahren gemäß § 15 PflSchG. Da 
bisher nur zwei Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie sind, keine 
Erfahrungen der Mitgliedstaaten insoweit vorliegen und die Ver-
fahrensentwicklungen in Zusammenarbeit mit anderen Mitglied-
staaten noch nicht abgeschlossen sind, werden Regelungen 
hierzu in der noch zu ändernden Pflanzenschutzmittelverord-
nung zunächst nicht getroffen. 
§ 15c PflSchG knüpft an§ 15 PflSchG an und setzt zusätzlich 
voraus, daß eine Aufnahme des neuen Wirkstoffs noch nicht in 
Anhang I der Richtlinie erfolgt ist. Neue Wirkstoffe sind Wirk-
stoffe, die ab dem 27. Juli 1993 in Deutschland oder in einem 
Mitgliedstaat in den Verkehr gebracht wurden oder werden (vgl. 
Nr. 5 Übergangsvorschriften und dort zu den Altwirkstoffen). 
Der bei der Prüfung von Pflanzenschutzmitteln zugrundelie-
gende Vorsorgegedanke ist auch bei § 15c PflSchG Prüfungs-
maßstab. § 15c PflSchG hat jedoch nur eine Zulassungsdauer 
von höchstens drei Jahren zur Folge, mit der Möglichkeit der 
Verlängerung bis zur Entscheidung nach § 15 PflSchG (§ 15c 
Abs. 3 PflSchG). 
§ 16 Abs. 2 PflSchG trägt den Interessen des Antragstellers an 
einer nahtlosen Fortsetzung der Zulassungsdauer eines bereits 
zugelassenen Pflanzenschutzmittels bei Vorliegen der gesetz-
lichen Voraussetzungen der§§ 15 und 15b PflSchG Rechnung. 
Die BBA kann die Zulassung verlängern. Der Antragsteller muß 
jedoch eine erneute Zulassung höchstens drei Jahre und späte-
stens ein Jahr vor Ablauf der Zulassung beantragt haben. Der An-
trag muß vollständig sein und den festgesetzten Anforderungen 
entsprechen, es dürfen keine Anhaltspunkte für das Nichtvorlie-
gen der Voraussetzungen von§ 15 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 PflSchG vor-
liegen. § 16 Abs. 2 PflSchG wird bei § 15 PflSchG nur dann Be-
deutung entfalten, wenn die dort gesetzte Frist von 12 Monaten 
(§ 15 Abs. 3 S. 2 PflSchG) unbegründet überschritten werden 
würde. 
2.3 Genehmigungsverfahren gemäß§§ 18, 18a und 18b 
Pf/SchG 
Durch die sogenannte Indikationszulassung ist zu erwarten, daß 
Lücken in der Bekämpfung von Schadorganismen in den zu 
schützenden Kulturen entstehen. Das in Artikel 9 Abs. l der 
Richtlinie vorgesehene Ve1fahren der „Ausdehnung eines zuge-
lassenen Anwendungsbereiches eines zugelassenen Pflanzen-
schutzmittels" hat der Gesetzgeber durch ein Genehmigungsver-
fahren gemäß§§ 18, 18a und 18b PflSchG umgesetzt. 
Die Genehmigung der Anwendung eines zugelassenen Pflan-
zenschutzmittels in einem anderen Anwendungsgebiet knüpft an 
ein zugelassenes Pflanzenschutzmittel an, dem Vorliegen eines 
öffentlichen Interesses an der Anwendung und den Nachweis der 
Nichtbeeinträchtigung der Schutzzwecke des Gesetzes (§ 1 Nr. 4 
PflSchG). Es ist ein „abgespecktes Prüfungsverfahren" durchzu-
führen, da Unterlagen nur vorzulegen sind, soweit der BBA nicht 
bereits Erkenntnisse aus dem Zulassungsverfahren vorliegen. 
Der Antragstellerkreis ist erweitert (§ !Sa Abs. 1 PflSchG). 
Der Zulassungsinhaber ist jedoch, wenn er nicht selbst Antrag-
steller ist, vor der Entscheidung zu hören. Nur wenn die konkre-
ten, auf das Anwendungsgebiet bezogenen Einwände durch die 
BBA widerlegt werden können, kann die Genehmigung erteilt 
werden(§ 18a Abs. 2 PflSchG). Das öffentliche Interesse an der 
Anwendung wird die BBA durch die Bekanntgabe der entspre-
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chenden Anwendungsgebiete im Bundesanzeiger konkretisie-
ren. 
§ l Sb PflSchG räumt den zuständigen Landesbehörden eine 
auf den Einzelfall bezogene Entscheidungskompetenz ein. Mit 
dieser Entscheidungskompetenz wird die Zuständigkeit der BBA 
für die Zulassung und die Genehmigung von Pflanzenschutzmit-
teln zum Verkehr und zur Anwendung durchbrochen. Wichtige 
materielle Voraussetzung ist jedoch das Auftreten eines Schad-
organismus nur in bestimmten Gebieten (§ 18b Abs. 1 Nr. lb 
PflSchG) oder der geringe Anbauumfang der zu schützenden 
Kulturpflanzen (§ 18b Abs. 1 Nr. la PflSchG). Um den Gleich-
heitsgrundsatz in der Entscheidungspraxis bei der Prüfung und 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zu gewährleisten, ist der 
BEA vor der Erteilung der Genehmigung Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben(§ 18b Abs. 3 PflSchG). 
2.4 Die Listenverfahren 
Aufgrund des novellierten Pflanzenschutzgesetzes ist die BBA 
verpflichtet, insgesamt vier Listen zu führen. 
Die Liste für Pflanzenstärkungsmittel gemäß § 31 Abs. 1 Nr. 2 
PflSchG und die Liste für Zusatzstoffe gemäß § 3 lc Abs. l 
PflSchG ist rechtsbegri.indend für den Antragsteller. Der Antrag-
steller kann nur nach Aufnahme in die Liste die Präparate in den 
Verkehr bringen. Die Liste für Mittel zur Herstellung von Pflan-
zenschutzmitteln im eigenen Betrieb gemäß § 6a Abs. 4 Satz 1 
Nr. 3 PflSchG und für die Pflanzenschutzgeräte gemäß § 26 Abs. 
1 PflSchG hat gegenüber dem, der Pflanzenschutzmittel in sei-
nem Betrieb herstellen will bzw. der ein Pflanzenschutzgerät er-
werben will, aufklärende Wirkung. Beide Listen müssen deshalb 
auch im Bundesanzeiger bekanntgemacht werden(§§ 6a Abs. 4 
S. 3 und 26 Abs. 2 PflSchG). 
Die inhaltliche Prüfung der Anträge der Hersteller, Vertriebs-
unternehmer oder Einführer auf Aufnahme des Pflanzenstär-
kungsmittels bzw. Zusatzstoffes in die Liste ist von der Prüfung 
eines Pflanzenschutzmittels deutlich abgesetzt. Die BBA erhält 
neben den erforderlichen Angaben (§ 31 Abs. 1 S. 2 PflSchG) 
eine Erklärung, daß das Pflanzenstärkungsmittel bzw. der Zu-
satzstoff keine schädlichen Auswirkungen im Sinne des § 31 
Abs. l Nr. 1 PflSchG hat. Das Pflanzenstärkungsmittel bzw. der 
Zusatzstoff darf bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung oder als Folge einer solchen Anwendung keine 
schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier, das Grundwasser und den Naturhaushalt 
haben. Die Erklärung baut auf die Selbstverpflichtung des An-
tragstellers auf, eine Überprüfung einzelner Bereiche durch die 
BEA erfolgt nur aufgrund konkretisierter Bedenken. Der Verfah-
rensgang ist zeitlich befristet, die BBA muß innerhalb von vier 
Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags über die Auf-
nahme entscheiden. Das Bundesinstitut für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin und das Umweltbun-
desamt sind als Benehmensbehörden hierbei zu beteiligen. Kon-
krete, auf das Präparat bezogene Bedenken muß der Antragstel-
ler durch Vorlage entsprechender Unterlagen ausräumen (§ 3 la 
Abs. 2 PflSchG), das Zeitlimit von vier Monaten läuft mit Vor-
lage der Unterlagen erneut an. Auch nach der Aufnahme des 
Pflanzenstärkungsmittels bzw. Zusatzstoffes in die Liste muß die 
BEA bei Bekanntwerden konkreter Bedenken ein Prüfverfahren 
einleiten mit den möglichen Folgen, daß das Präparat von der 
Liste gestrichen wird oder mit Nebenbestimmungen (Auflagen, 
Bedingungen, Fristen oder Hinweise) versehen wird (§ 31b 
PflSchG). Die Aufnahme in die Liste oder die Streichung aus der 
Liste für Pflanzenstärkungsmittel oder Zusatzstoffe macht 
die BBA im Bundesanzeiger bekannt(§ 31b Abs. 3 PflSchG), 
um insbesondere den Verkäufer, Berater oder Anwender zu 
informieren. 
236 GERHARD GüNDERMANN, Das novellierte Pflanzenschutzgesetz 
Die Liste gemäß § 6a Abs. 4 Nr. 3b PflSchG zielt darauf, dem 
Landwirt Mittel (Stoffe oder Zubereitungen) zur Herstellung von 
Pflanzenschutzmitteln im eigenen Betrieb zur Verfügung zu stel-
len. Die in der Liste aufgeführten Stoffe oder Zubereitungen 
knüpfen an die Mittel, die im Anhang II B der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. 6. 1991 in der jeweils gel-
tenden Fassung aufgeführt sind. Bei diesen Stoffen oder Zube-
reitungen dürfen jedoch keine Anhaltspunkte vorliegen, daß sie 
schädliche Auswirkungen auf Mensch und Tier, Grundwasser 
und Naturhaushalt haben (§ 6a Abs. 4 S. 2 PflSchG). Erkennt-
nisse der BBA aus der Forschung und der Zuständigkeit für ho-
heitliche Maßnahmen, hier insbesondere der Prüfung und Zulas-
sung von Pflanzenschutzmitteln, müssen hierbei berücksichtigt 
werden. § 6a Abs. 4 PflSchG läßt jedoch das Recht des Land-
oder Forstwirts oder Gärtners unberührt, Pflanzenschutzmittel 
im eigenen Betrieb herzustellen, soweit hierzu Mittel verwendet 
werden, die nicht zu gewerblichen Zwecken und im Rahmen 
sonstiger Unternehmen in den Verkehr gebracht worden sind. 
Das Erklärungsverfahren für die Pflanzenschutzgeräte und die 
Führung der Pflanzenschutzgeräteliste (§§ 34 ff. PflSchG) wurde 
durch das novellierte Pflanzenschutzgesetz nicht verändert. 
2.5 Mitarbeit bei der Wirkstoffprüfung 
Die Mitarbeit der BBA im Rahmen der Wirkstoffprüfung ist im 
Gesetz nicht unmittelbar geregelt, weil die Aufnahme eines 
Wirkstoffes in Anhang I der Richtlinie Aufgabe der Europäi-
schen Union ist. In dem umfangreichen, im zeitlichen Ablauf bis-
her nicht begrenzten und auch inhaltlich nicht rechtsverbindlich 
festgesetzten Verfahren der Wirkstoffprüfung ist die BBA betei-
ligt. Bei der Überprüfung sogenannter Altwirkstoffe erhebt die 
BBA für die berichterstattende Tätigkeit, wozu sie aufgrund von 
Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie in Verbindung mit den durch Ver-
ordnung der Europäischen Gemeinschaft fes tgesetzten Durch-
führungsbestimmungen verpflichtet ist, Kosten(§ 37 Abs. 1 Nr. 
2 PflSchG). Die Höhe der Kosten wird noch durch eine Rechts-
verordnung festgesetzt. Die Kosten für die berichterstattende 
Tätigkeit bei sogenannten neuen Wirkstoffen (Wirkstoffe, die 
nach dem 27. Juli 1993 zu gewerblichen Zwecken oder im Rah-
men sonstiger wirtschaftlicher Unternehmen in Verkehr gebracht 
worden sind oder werden) werden bei den Kosten für die Ent-
scheidung nach§§ 15 und 15c PflSchG berücksichtigt. 
3 Die Aufgaben der zuständigen Behörden in den 
Ländern 
Die Aufgaben der zuständigen Behörden in den Ländern, näm-
lich Beratung und Überwachung, sind unverändert geblieben. 
Die Instrumentarien, insbesondere im Bereich der Überwa-
chung, sind jedoch verbessert worden. 
Die zuständigen Behörden der Länder können aufgrund der in 
§ 33 Abs. 2 Nr. 3 PflSchG verankerten Mitwirkungspflicht der 
BBA bei der Überwachung zugelassener Pflanzenschutzmittel 
oder in der jeweiligen Liste aufgenommenen Pflanzenstärkungs-
mittel oder Zusatzstoffe die Hilfe der BBA in Anspruch nehmen. 
Eine entsprechende Verwaltungsvorschrift für die Überprüfung 
der Übereinstimmung mit zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
verstärkt diese enge Zusammenarbeit. Die erforderliche deutsche 
Gebrauchsanleitung der in Verkehr gebrachten und angewende-
ten Pflanzenschutzmittel (§ 20 Abs. 2 PflSchG) beugt Fehlan-
wendungen oder mißbräuchlichen Anwendungen von Pflanzen-
schutzmitteln vor. Dieses Ziel wird auch durch die Beratungs-
pflicht des Verkäufers verfolgt(§ 22 Abs. 2 PflSchG). 
Die Mitwirkung beim Schließen von Bekämpfungslücken 
(§ 34 Abs. 2 Nr. 5 PflSchG) unterstreicht nochmals den durch den 
Systemwechsel von der Verkehrszulassung von Pflanzenschutz-
mitteln zu Verkehrs- und Indikationszulassung erforderlichen 
Handlungsbedarf. Das Schließen der auftretenden Bekämp-
fungslücken erfordert auch die Hilfe der zuständigen Behörden 
der Länder. Die Entscheidungskompetenz der Länder in eng um-
grenzten Ausnahmefällen gemäß § 18b PflSchG ist ein weiteres 
Instrument (vgl. 2.3). 
Die Rückgabe von Pflanzenschutzmitteln nach der Beendi-
gung der Zulassung kann neben dem grundsätzlichen Recht auf 
Rückgabe durch den Käufer oder Verkäufer(§ 16bAbs. 1) durch 
die zuständige Landesbehörde angeordnet werden (§ 16b Abs. 
2). Voraussetzung hierfür ist, daß die BBA die Zulassung zurück-
genommen oder widerrufen hat oder nach Ablauf der Zulassung 
das Vorliegen der Rücknahme oder Widerrufsvoraussetzung 
festgestellt hat. Die Gründe der jeweiligen Entscheidung teilt die 
BBA der zuständigen Landesbehörde als Grundlage für die An-
ordnung der Rücknahme mit(§ 16b Abs. 5 PflSchG). 
Mit den Regelungen im Rahmen des § lüa PflSchG, Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln zu Versuchszwecken, wird der 
Überwachung als auch der Beratungsaufgabe der Länder Rech-
nung getragen. 
4 Durchführung und Anwendung von Pflanzenschutz-
maßnahmen 
Derjenige, der Pflanzenschutzmaßnahmen durchführt, unterliegt 
strengen Anforderungen. Pflanzenschutzmittel können im Rah-
men von Pflanzenschutzmaßnahmen nur angewendet werden, 
soweit sie den festgesetzten Anwendungsgebieten entsprechen 
(§ 6a Abs. l Nr. l PflSchG). Die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln im Haus- und Kleingartenbereich setzt darüber 
hinaus eine Präparatekennzeichnung, ,,Anwendung im Haus-
und Kleingartenbereich zulässig", voraus (§ 6a Abs. 1 S. 2 
PflSchG). Die Durchführung von Pflanzenschutzmaßnahmen 
einschließlich der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln eifor-
dert wie bisher schon die Berücksichtigung der Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis (§ 6 Abs. l S. l PflSchG). Der Gesetz-
geber hat nunmehr die Ziele dieser Grundsätze in § 2a Abs. l S. 
2 und 3 PflSchG formuliert und eine Ermächtigung zur Konkre-
tisierung dieser Grundsätze in § 2a Abs. 2 PflSchG geschaffen. 
Diese Leitsätze werden durch das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unter Beteiligung der 
Länder und im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
erstellt. Die Leitsätze werden im Bundesanzeiger bekanntgege-
ben. Die Leitsätze sind nicht nur Handlungsrahmen des Pflan-
zenschutzes, sondern auch Beratungsgrundlage für die Pflanzen-
schutzdienste der Länder. 
5 Übergangsvorschriften 
Das novellierte Pflanzenschutzgesetz hat Übergangsvorschriften 
(§ 45 PflSchG). Dort genannte und entstandene Rechtspositionen 
auf der Grundlage des vor der Novellierung geltenden Pflanzen-
schutzgesetzes genießen einen zeitlich fixierten Bestandsschutz. 
Ebenfalls dort aufgeführte neue Rechtsinstrumentarien aufgrund 
des novellierten Pflanzenschutzgesetzes sollen erst zeitverzögert 
in Kraft treten. 
Laufende Zulassungsverfahren genießen mit Ausnahme der in 
§ 45 Abs. 4 genannten Sachverhalte keinen Schutz. Laufende 
Verfahren unterliegen damit grundsätzlich dem Regime des no-
vellierten Pflanzenschutzgesetzes und den dazu ergangenen oder 
noch zu erlassenden Rechtsverordnungen. Prüfungs- und Zulas-
sungsverfahren von Pflanzenschutzmitteln mit sogenannten Alt-
wirkstoffen, d. h. Wirkstoffen, die vor dem 27. Juli 1993 in 
Deutschland oder in einem Mitgliedstaat in den Verkehr gebracht 
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worden sind, unterliegen dem Prüfverfahren nach § 15 des no-
vellierten Pflanzenschutzgesetzes. § 15 Abs. 1 Nr. 2 PflSchG fin-
det hierbei keine Anwendung(§ 45 Abs. 5 PflSchG). 
Die vor Inkrafttreten des novellierten Pflanzenschutzgesetzes 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel genießen Bestandsschutz bis 
zum 30. Juni 2001 (§ 45 Abs. 9 PflSchG). Bei Pflanzenschutz-
mitteln, die vor dem novellierten Pflanzenschutzgesetz zugelas-
sen worden sind und deren Zulassungsdauer über den 30. Juni 
2001 hinausgeht, muß zur Sicherung der Anwendung über den 
30. Juni 2001 hinaus bis zum l. Februar 1999 die Festsetzung der 
Anwendungsgebiete und Anwendungsbestimmungen beantragt 
werden(§ 45 Abs. 9 S. 3 PflSchG). Die zugelassenen Pflanzen-
schutzmittel werden dann durch die BBA entsprechend§ 15 Abs. 
2 PflSchG „umgeschrieben", Anwendungsgebiete und Anwen-
dungsbestimmungen werden festgesetzt. 
Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln entsprechend der 
festgesetzten Indikation gemäß § 6a Abs. 1 S. 1 PflSchG ist bis 
zum 1. Juli 2001 hinausgeschoben(§ 45 Abs. 1 PflSchG), wobei 
auch zugelassene Pflanzenschutzmittel erfaßt sind, die nach § 15 
des novellierten Pflanzenschutzgesetzes zugelassen worden 
sind. Die erforderliche Kennzeichnung von Pflanzenschutzmit-
teln bei der Anwendung im Haus- und Kleingartenbereich greift 
erst ab dem l. Juli 1999 (§ 45 Abs. 2 PflSchG). 
Pflanzenstärkungsmittel, die bisher nur angemeldet werden 
mußten, genießen Bestandsschutz bis zum 30. Juni 2000 (§ 45 
Abs. 10 S. 1 Pf!SchG). Zusatzstoffe, die vor dem l. Juli 1998 zu-
gelassen worden sind, können bis zum Zulassungsende in den 
Verkehr gebracht werden(§ 45 Abs. 10 S. 2 PflSchG). 
Schlußbemerkung 
Das novellierte Pflanzenschutzgesetz implementiert in seinem 
Regelungsbereich die Richtlinie mit den 10 weiteren Ände-
rungsrichtlinien und den nationalen Regelungsbedatf. Das Pflan-
zenschutzgesetz beabsichtigt, die gesamten Lebenssachverhalte, 
die Pflanzenschutzmaßnahmen beinhalten, zu regeln. Das Ge-
setz ist von erstaunlicher Kürze. Wegen des großen Regelungs-
bereichs bedient sich das Gesetz der Verweisungstechnik und 
weiterer untergesetzlicher Regelungen. Das novellierte Pflan-
zenschutzgesetz ist sowohl die jetzige Grundlage für die not-
wendigen Pflanzenschutzmaßnahmen als auch die Basis für die 
weitere Fortentwicklung des Pflanzenschutzes. 
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Die Einstellung der Stadtbewohner Sloweniens zum 
Pflanzenschutz 
und ihre Meinung über die Kontamination landwirtschaftlicher Produkte mit Pflanzenschutzmittel-Rückständen 
The opinion of townsfolk in Slovenia about plant protection and contamination of agricultural products with 
pesticide residues 
Von Joze Macek 
Zusammenfassung 
In einer breit angelegten Erhebung wurden die Bewohner einiger 
größerer slowenischer Städte (Ljubljana, Maribor, Celje, Ptuj , 
Koper) zur Phytomedizin allgemein und zu ihrer Meinung über 
die Rückstandsbelastung landwirtschaftlicher Produkte in der 
Republik Slowenien befragt. Weitere Fragen zielten auf die Be-
reitschaft zum Kauf von Alternativ- bzw. Bio-Produkten. Die Er-
hebung umfaßte mehr als 1500 Haushalte. 
Von verschiedenen Kontaminationsmöglichkeiten pflanzli-
cher Produkte bzw. Nahrungsmittel stellten rund 70 % der Be-
fragten Pflanzenschutzmittel an die erste Stelle, 60 % vermuteten 
Pflanzenschutzmittel-Rückstände auch in tierischen Prokukten. 
Eine Rückstandsbelastung mit Quecksilber vermuteten 52 % der 
Befragten. 88 % meinten, daß Gemüse mit gefährlichen Pflan-
zenschutzmitteln behandelt wird. Die Hälfte der Befragten war 
der Auffassung, die heutigen Pflanzenschutzmittel seien gefähr-
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licher als die früheren. 81 % der Befragten meinten, daß die staat-
liche Aufsicht im Hinblick auf die Kontamination von Nah-
rungsmitteln nicht ausreichend ist. Ein großer Teil der Verbrau-
cher (70-80 % ) würde sich für den Kauf von alternativ erzeug-
tem Obst und Gemüse entscheiden, sofern diese Produkte nicht 
mehr als 20 % teurer sind. 
Im ganzen ist aus der Erhebung eine deutliche Unkenntnis der 
reellen Rückstandsbelastung der landwirtschaftlichen Produkte 
und ihrer gesundheitlichen Relevanz ersichtlich. 
Stichwörter: Pflanzenschutz, Pflanzenschutzmittel, Pflanzen-
schutzmittelrückstände, Erhebung, Meinung, Verbraucher 
Abstract 
The results of a comprehensive questionnaire about the opinion 
of the townsfolk on phytomedicine in general, on the contami-
